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+++ „Der menschenverachtende antisemitische Angriff auf die Synagoge in Halle a. d. Saale hat erneut gezeigt, wie wichtig
der konsequente Schutz jüdischer Einrichtungen ist. Dem kommen wir ohne Wenn und Aber nach, der Schutz jüdischen
Lebens ist Kernliegen bayerischer Sicherheitspolitik!“ Mit diesen Worten hat Bayerns Innenminister Joachim Herrmann das
bayerische Konzept zum Schutz jüdischer Einrichtungen zusammengefasst, über das er heute dem Ministerrat berichtet hat.
Für unverbesserliche Antisemiten hatte Herrmann eine klare Botschaft: „Jüdisches Leben prägt Bayern seit Jahrhunderten, es
gehört zu unserer Heimat und soll auch Teil der Zukunft unseres Landes sein. Die Bayerische Staatsregierung ist fest
entschlossen, auch in Zukunft alle erforderlichen Maßnahmen für die Sicherheit von Jüdinnen und Juden in Bayern zu
ergreifen.“ +++

Wie Herrmann erklärte, beurteile die Bayerische Polizei laufend die Gefährdung jüdischer Einrichtungen, wobei auch Erkenntnisse anderer
Behörden wie etwa des Bundeskriminalamtes und der Verfassungsschutzbehörden der Länder und des Bundes einfließen würden. So wird
laut Herrmann das Gefährdungspotential jeder jüdischen Einrichtung im Einzelfall bewertet. Die Bandbreite möglicher Schutzmaßnahmen
reiche dann von der Polizeibestreifung zu unterschiedlichen Zeiten als einfachste Maßnahme bis hin zu dauerhaften Polizeiposten, wie etwa
während der Gebetszeiten oder bei öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen der Israelitischen Kultusgemeinden in München und
Nürnberg. „Außerdem führt die Bayerische Polizei regelmäßige kriminalpolizeiliche Beratungs- und Sicherheitsgespräche mit jüdischen
Einrichtungen und Gemeinden vor Ort durch und berät bei technischer Prävention und Sicherungsmaßnahmen“, erklärte der
Innenminister. Für staatliche Bau- und technische Sicherheitsmaßnahmen von Synagogen, Gemeindezentren und anderen jüdischen
Einrichtungen hat die Staatsregierung nach seinen Angaben in der Vergangenheit bereits Sondermittel von insgesamt 13 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt. Nun werden noch einmal weitere drei Millionen Euro bewilligt, etwa für Videoüberwachung an jüdischen Einrichtungen
oder für einen verbesserten Sicherheitsstandard von Fenstern und Türen. Mit Blick auf das Anschlagsgeschehen von Halle a. d. Saale, seien
die Schutzmaßnahmen der Bayerischen Polizei nun nochmals lageangepasst bis auf Weiteres erhöht. „Die Bayerische Polizei wird darüber
hinaus auf alle jüdischen Einrichtungen in Bayern zugehen, um die Gefährdungslage aufgrund der aktuellen Ereignisse neu zu bewerten“,
kündigte der Minister an.
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